[image: image1.png]VSAV VEREINIGUNG SCHWEIZERISCHER AMTSVORMUNDINNEN UND AMTSVORMUNDE
ASTO 'ASSOCIATION SUISSE DES TUTRICES €1 TUTEURS OFFICELS
ASTU 'ASSOCIAZIONE SVIZZERA DELLE TUTRICI E DEI TUTORI UFFICIALl





Elterliche Sorge und Unterhalt nach Scheidung und Entmündigung der Mutter

Sachverhalt

Mail und Dokument „Rechtshilfegesuch“ vom 29. April 2005.

Erwägungen

1. Der Sohn  Pascal stand nach der Änderung des Scheidungsurteils bis zu seiner Volljährigkeit unter der elterlichen Sorge des Vaters. Gegenüber beiden Eltern hat er Anspruch auf Unterhalt bis zur Mündigkeit und darüber hinaus, bis eine angemessene Ausbildung ordentlicherweise abgeschlossen werden kann, wobei nach der Mündigkeit der gesetzliche Vorbehalt des Zumutbarkeit für die Eltern besteht (Art. 277 Abs. 2 ZGB). Mit der Zuweisung der elterlichen Sorge an den Vater musste auch der Unterhaltsbeitrag der Mutter im Scheidungsabänderungsurteil geregelt werden. Dies hatte folgende Konsequenzen:

a. Kommt die Mutter ihren Verpflichtungen nicht nach, besteht die Möglichkeit der Alimentenbevorschussung nach kantonalem Recht (Art. 293 ZGB), welche der Vater respektive das Kind geltend machen kann. 
b. Vermag die Mutter aufgrund ihrer Leistungsfähigkeit den Unterhaltsbeitrag nicht zu erbringen, und ist dies auf eine grundlegende Veränderung der Verhältnisse seit dem Zeitpunkt des Abänderungsurteils zurückzuführen, so muss deren Vormund/Vormundin eine Abänderung des Unterhaltsbeitrages erwirken. 

c. Solange das Kind noch unmündig war, hätte dies durch Vertrag zwischen dem gesetzlichen Vertreter des Kindes (Vater) und der Vormundin der Mutter erfolgen sollen, wozu in jedem Fall die Zustimmung der Vormundschaftsbehörde einzuholen gewesen wäre (Art. 287 ZGB), oder mittels Abänderungsklage vor Gericht. 

d. Nach Erreichend er Volljährigkeit wird der Abänderungsvertrag zwischen dem handlungsfähigen Kind und seiner Mutter abgeschlossen. Weil die Mutter im vorliegenden Fall entmündigt ist, bedarf auch diese vertragliche Abänderung des Unterhaltsbeitrages der Zustimmung der Vormundschaftsbehörde gemäss Art. 421 Ziff. 8 ZGB (Basler Kommentar ZGB I-Breitschmid N 5 zu Art. 287; sinngemäss Berner Kommentar C. Hegnauer Art. 287/288 N 16).
e. Wenn Sohn Pascal aufgrund der niedrigen wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit seiner Eltern keine hinreichende Existenzgrundlage aufweist und selbst nicht in der Lage ist, das Manko durch zumutbaren eigenen Arbeitserwerb zu decken, hat er Anspruch auf Sozialhilfe, welche er selbst an seinem Wohnsitz geltend machen muss. Darauf kann er verzichten, wenn sich seine Grosseltern in günstigen Verhältnissen befinden und das Manko decken.


2. Sabrina steht unter keiner elterlichen Sorge. Ihr Vater hat die Rolle des Pflegevaters und geniesst in dieser Rolle zumindest Stellvertretungsrechte (Art. 300 ZGB). Darüber hinaus ist er ungeachtet der fehlenden elterlichen Sorge dem Kind Beistand, Rücksicht und Achtung schuldig (Art. 272 ZGB). Aus dieser Sachlage heraus und mit Rücksicht auf die fortgeschrittene Urteilsfähigkeit wird sich Sabrina bisher durchaus auch im erforderlichen oder jedenfalls dringlichen Mass als geschäftsfähig erwiesen haben. Wie Sie zutreffend festhalten hätte selbstverständlich die Vormundschaftsbehörde nach der Entmündigung der Mutter die elterliche Sorge auf den Vater übertragen oder dem Kind einen Vormund bestellen müssen, je nach dem, was das Wohl des Kindes erfordert (Art. 298 ZGB). Im heutigen Zeitpunkt (keine drei Monate vor Erreichen der Mündigkeit) erscheint dies kaum mehr sinnvoll. Besteht dringender Vertretungsbedarf, kann das Kind durch einen Beistand nach Art. 392 ZGB vertreten werden, oder die Vormundschaftsbehörde könnte allenfalls auch direkt handeln (Berner Kommentar Schnyder/Murer Art. 392 ZGB N 36). So stellt sich die Frage, wie die Interessen von Sabrina (fehlende elterliche Sorge, fehlende Obhuts- und Unterhaltsregelung) aufgrund der behördlichen Versäumnisse gewahrt werden können:

a. Zunächst stellt sich die Frage der örtlichen Zuständigkeit. Solange Sabrina unter elterlicher Sorge der Mutter stand, teilte sie deren Wohnsitz (Art. 25 ZGB). Mit der Entmündigung ist die Anknüpfung an den Wohnsitz der Mutter entfallen, weshalb sein Aufenthalt massgeblich wird (Berner Kommentar Bucher N 80 f. zu alt Art. 25 ZGB). Dieser befand sich zeitweise beim Vater, nunmehr am Ort der Wohngemeinschaft. Wenn der Aufenthalt des Kindes als instabil zu bezeichnen ist, so dürfte sich der Wohnsitz des Vaters als schlüssigster Anknüpfungspunkt erweisen. 
Anders läge der Fall, wenn das Kind sofort nach der Entmündigung der Mutter unter Vormundschaft gestellt worden wäre. Diesfalls hätte sich der bisherige Wohnsitz perpetuiert, und die Vormundschaftsbehörde am Wohnsitz von Mutter und Kind wäre zuständig gewesen. Ebenfalls anders läge der Fall, wenn der Mutter die elterliche Sorge entzogen worden wäre, weil damit das Kind gleichzeitig von Gesetzes wegen unter Vormundschaft gestellt worden wäre, sofern dem Vater nicht die elterliche Sorge übertragen worden wäre. Vergleiche zum Ganzen und zu allen Variationen der Zuständigkeitsbegründung Berner Kommentar Hausheer/Reusser/Geiser, Art 162 N 34/23.

b. Sachlich geht es abgesehen von der fehlenden gesetzlichen Vertretung, welche aber in einigen Wochen durch Erreichen der Mündigkeit von Sabrina geregelt sein wird, um die Finanzierung der Ausbildung, sofern Sabrina nicht ins Erwerbsleben einsteigt. Grundsätzlich hat sie Anspruch auf eine ordentliche Ausbildung (Art.  302 Abs. 2, Art. 277 ZGB). Dazu gilt grundsätzlich das bezüglich Pascal Gesagte. Sabrina muss gegen Vater und Mutter Unterhalsansprüche geltend machen, welche durch die Mutter allenfalls mittels Kinderzusatzrente und bei Bedarf durch EL abgedeckt werden können, sobald ihr IV-Anspruch anerkannt wird. Bis dahin müsste das Kind an seinem Wohnort Sozialhilfe beanspruchen, soweit die familiäre Unterstützung nicht funktionieren sollte. Hier sind allerdings offensichtlich gute Ansätze vorhanden. 

c. Wenn die säumige Vormundschaftsbehörde im Sinne einer teilweisen „Wiedergutmachung“ trotz örtlicher Unzuständigkeit aktiv werden will, schiene mir das empfehlenswerteste Vorgehen ein Gespräch mit der Tochter (wie Sie es ja beabsichtigt und mittlerweile sogar durchgeführt haben dürften), um deren Pläne und Vorstellungen zu kennen und sie darüber aufzuklären, wie es nach ihrem 18. Geburtstag weitergehen soll, wenn sie nicht mehr auf fremde Unterstützung zählen kann, danach eine Abstimmung mit dem familiären Netz und, wenn dadurch die Bedürfnisse nicht abgedeckt werden können, eine direkte Verhandlung mit der wohnörtlich zuständigen Behörde von Sabrina. Dabei handelt es sich weder um ein Rechts- noch um ein Amtshilfegesuch im Rechtssinn. Unter Amtshilfe versteht man die gegenseitige Unterstützung von Verwaltungseinheiten, die einander nicht unterstellt sind, bei deren gesetzlicher Aufgabenerfüllung durch Hilfeleistung, die nicht verfahrensrechtlich geregelt sind. Als Rechtshilfe versteht man dagegen die gegenseitige Unterstützung staatlicher Stellen durch die Vornahme von verfahrensrechtlich (zivil-, straf- oder verwaltungsprozessual) geregelten Handlungen. In Ihrem Fall handelt es sich eher um ein Gesuch für eine Privatperson durch eine amtliche Stelle. Demzufolge würde ich Ihnen empfehlen, das Dokument Gesuch um Hilfeleistung nennen. Allerdings schiene mir, wenn Sie es nicht direkt von Sabrina stellen lassen wollen, wenigstens deren Unterschrift mit dazu zu gehören, ebenso jene des Vaters, damit er nicht den Eindruck gewinnt, er sei ausgeschlossen oder von seiner Verantwortlichkeit entbunden, denn die rechtlichen Verpflichtungen gemäss Art. 272 und 276 ZGB bestehen für ihn weiterhin. Eine Berufung auf Art. 315 ZGB erscheint mir verspätet, wichtig scheint mir anstelle einer Kindesschutzmassnahme eine qualifizierte Sozialberatung am jetzigen Wohnort, welche die nächsten Lebensjahre von Sabrina ins Auge fasst.

d. Falls Sabrina vor Erreichen ihrer Mündigkeit einen Mietvertrag abschliessen muss und dies die bessere Lösung scheint als der Aufenthalt beim Vater, besteht die Möglichkeit, den Vertrag durch den Vater abschliessen zu lassen. Ein Vermieter wird sich ohnehin mit der Unterschrift von Sabrina alleine kaum zufrieden geben, wenn die junge Frau kein geregeltes Einkommen aufweist.

e. Sofern die Familie mütterlicherseits (gemeint Grosseltern?) an den Unterhalt beitragen, empfiehlt es sich, dies vertraglich zu regeln, damit sichergestellt ist, dass es sich nicht um Darlehen handelt, und damit auch klar ist, welche „Gegenleistungen“ dafür erwartet werden.


f. Da sich  Sabrina in einer Lage befindet, welche infolge behördlicher Versäumnisse rechtliche Lücken aufweist, dürfte sie Anspruch auf einen unentgeltlichen Rechtsbeistand erheben, welcher ihr zu ihrem Recht verhilft. Dieser Rechtsbeistand wäre durch die Wohnsitzbehörde zu finanzieren mit der Möglichkeit des Rückgriffs auf die Gemeinde X. Günstiger dürfte in dieser Situation die Vertretung durch einen Beistand (Art. 394 ZGB nach Erreichen der Mündigkeit) zu stehen kommen, was allerdings voraussetzt, dass Sabrina dies beantragt. Zuständig zur Ernennung des Beistandes auf eigenes Begehren ist ebenfalls die jetzige Wohnsitzbehörde.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 3. Mai 2005
Beilage: Gesuch 
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